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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Bürgerbeteiligung und 
Netzpolitik -

  
Tagesordnung Punkt 2 der öffentlichen Sitzung am 3. November 2020

Vorlagen-Nr. 20-F-21-0046

Türkische Hizbullah im Westend
-Antrag der Fraktionen SPD,CDU und B90/Die Grünen vom 28.10.2020-

Im aktuellen Verfassungsschutzbericht wird Wiesbaden und das Westend erneut als Schwerpunkt 
der TH bezeichnet. Es ist davon die Rede, dass in der Westendmoschee erneut ein Iman 
eingestellt worden sei, der ein bedeutsamer Akteur der TH sei und sich dadurch die Ausrichtung 
trotz Umbenennung und Austausch verschiedener Akteure nicht geändert hätte.

Der Verfassungsschutz nimmt eine tiefe Verwurzelung der Moschee in der Bevölkerung des 
Westends an und schließt daraus, dass die Ausrichtung des religiösen Hauses von den 
Anhänger*innen mitgetragen werde.

Nach Berichten in den Medien zur Ausrichtung der Moschee und des tragenden Vereins Elazig 
Bingöl ve Dayanisma Dernegi-Vahdet gab es auch im Verein Vorstandswechsel. In einem Artikel 
vom Wiesbadener Kurier vom Oktober 2019 wird darüber berichtet, dass es zwischen Verein und 
Stadt keinen Austausch gäbe und die Integrationsvereinbarung nicht unterzeichnet wurde.

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten,

- ob ihm die Informationen, auf denen der Verfassungsschutzbericht beruht, bekannt sind 
und er die Bewertungen und Schlüsse des Berichtes teilt.

- ob er darüber hinaus Informationen hat, die den Bericht stützen.
- ob er mit der Westend Moschee und dem Verein  Elazig Bingöl ve Dayanisma Dernegi-

Vahdet und den dortigen Akteuren zu der Thematik aktuell im Gespräch ist oder im 
Austausch war. Und falls ja, welche Erkenntnisse aus diesen Gesprächen gezogen wurden 
und zu welchen Ergebnissen diese geführt haben.

- wie er unter diesen Umständen die geplante bauliche Erweiterung der 
Vereinsräumlichkeiten bewertet und ob er eine rechtliche Möglichkeit sieht, hier 
einzugreifen.

Beschluss Nr. 0074

Der Antrag wird angenommen.
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Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .11.2020
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Sobek
Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .11.2020

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Gabriel
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,     .11.2020
    - 16 -

Dezernat VI
mit der Bitte um weitere Veranlassung 

Mende
Oberbürgermeister
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